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RAVENSBURG - Zum Beispiel die
Maut. Thomas Strobl muss nicht lan-
ge überlegen, um sein Urteil über das
Vorhaben von Bundesverkehrsmi-
nister Alexander Dobrindt zu fällen.
Schon vor einigen Tagen hatte er den
bayerischen Verkehrsminister Joa-
chim Herrmann (CSU) bei seiner
Forderung nach Ausnahmen für
grenznahe Gebiete unterstützt. Jetzt
sagt der Heilbronner Bundestagsab-
geordnete Strobl beim Gespräch im
Ravensburger Medienhaus: „Der Ko-
alitionsvertrag gilt, aber ich mache
mir Sorgen um die Grenzregionen in
Baden-Württemberg“. 

Strobl will 2016 Ministerpräsident
Baden-Württembergs werden, muss
sich davor aber in einer Abstimmung
der CDU-Mitglieder gegen seinen
Kontrahenten, Landtagspräsident
Guido Wolf, durchsetzen. Die Zu-
sammenhänge von Bundes- und Lan-
despolitik, wie bei der Maut, zu ver-
deutlichen und sich als Mittler zwi-
schen Land und Bund zu präsentie-
ren – damit will Strobl die Basis
offenbar von sich überzeugen.

So schnell wie bei der Maut kom-
men die Antworten indes bei ande-

ren Themen nicht. Strobl wägt seine
Worte ab. Er gilt als Analytiker, der
die Dinge langfristig angeht. Seit
1998 sitzt er im Bundestag, ist stell-
vertretender Vorsitzender der Uni-
onsfraktion für Rechts- und Innen-
politik. Er ist CDU-Vorsitzender in
Baden-Württemberg und Vize der
Bundespartei. Und er tritt gegen
eben jenen Wolf an, dessen politi-

sche Vita von Positionen auf Landes-
und Kreisebene geprägt ist. „Ich bin
in der Landes- und Kommunalpolitik
zu Hause“, sagt Strobl der seit 1989
im Heilbronner Gemeinderat sitzt.
Allerdings: „Bundespolitische Erfah-
rung ist kein Nachteil. Ein Minister-
präsident muss Interessenvertre-
tung für sein Land machen. Er muss
auch mal Beute in Berlin machen.“

Bevor Strobl als Ministerpräsi-
dent Beute machen könnte, muss er
die Kampfabstimmung innerhalb der
Partei gewinnen. Er sei sich sicher,
dass er in der CDU keine Blackbox
ist, sondern einer, den man kenne
und von dem man wisse, woran man
bei ihm sei. Das alles gießt er in einen
Satz: „Die CDU-Mitglieder wissen,
dass ich einer von ihnen bin.“ 

Guido Wolf, sein Konkurrent, der
hobbymäßig dichtet und auch gerne
mal jovial rüber kommt, dürfte aller-
dings ebenfalls keine Probleme ha-
ben, dass ihn die CDU-Mitglieder als
einen der Ihren ansehen. Doch
schließlich, sagt Strobl ganz volks-
nah, sei er es doch gewesen, der sich
überhaupt im Jahr 2011 für einen Mit-
gliederentscheid über den Spitzen-
kandidaten stark gemacht habe.

Nicht im Klein-Klein verlieren

Strobl möchte sich im Gegensatz zu
Wolf als derjenige darstellen, der Ba-
den-Württembergs Interessen in
Berlin, bei der Bundesregierung, am
besten vertreten kann. Und er will als
Politiker wahrgenommen werden,
der sich nicht im Klein-Klein ver-
liert, aber dennoch die Situation im
Land und den Kommunen kennt.

Sein zweifelhaftes Lob an Wolf vor
einigen Wochen, dieser schreibe
sehr gute Gedichte – eine Fähigkeit,
die er selbst nicht habe – war eine
Spitze ersten Ranges gegen den
Landtagspräsidenten und ließ Wolf
als den eher einfachen Politiker er-
scheinen, der sich eben ums Klein-
Klein kümmert. 

Auch die baden-württembergi-
sche Landesregierung bekommt von
Strobl in der Weise ihr Fett weg, dass
jeder automatisch denken muss, mit
ihm würde alles anders, was Baden-
Württembergs Stand in Deutschland
angeht: „Die Interessenvertretung
war noch nie so schlecht wie in den
drei Jahren unter Kretschmann“, sagt
Strobl in Richtung des grünen Minis-
terpräsidenten. 

Dass er im Bund Teil der schwarz-
roten Koalition ist und im Land ge-
gen die grün-rote Regierung sein
muss, empfindet Strobl nicht als Pro-
blem und teilt in Richtung Stuttgart
aus. „In Sachen Ideologie schenken
sich Grün und Rot in Baden-Würt-
temberg nichts.“ „Grün-Rot hat in
der Finanz- und Schulpolitik und bei
der Polizei ein heilloses Durcheinan-
der ausgelöst“, sagt er. „Und wenn
jetzt der Bund das Bafög übernimmt

und die Länder mehr Geld für Uni-
versitäten zur Verfügung haben,
dann sollte sich das Land auch nicht
mit fremden Federn schmücken.“

Zwischen dem 3. November und
dem 2. Dezember haben die Süd-
west-CDU-Mitglieder die Wahl zwi-
schen Strobl und Wolf. Auf sechs Re-
gionalkonferenzen im November
werden sich die Kandidaten vorstel-
len. Dass nach der Kampfkandidatur
ein Riss durch die Partei gehen könn-
te wie vor zehn Jahren, als Annette
Schavan und Günther Oettinger um
die Nachfolge von Erwin Teufel strit-
ten, glaubt Strobl nicht. „Das muss
mit Sicherheit nicht sein und ich
werde alles dafür tun, dass es nicht
dazu kommt“, sagt er. 

Die innerparteiliche Demokratie
habe sich weiterentwickelt, seit er
2011 den Vorschlag für eine Mitglie-
derbefragung gemacht habe. Er, soll
das heißen, ist es, der für diese Öff-
nung hin zu den Mitgliedern steht.
Und auch wenn es um den Ausgang
der Mitgliederbefragung geht, zeigt
sich Strobl unbeirrt: „Mit der Betei-
ligung der Mitglieder habe ich in den
vergangenen drei Jahren nur beste
Erfahrungen gemacht. Ich vertraue
auf die Klugheit unserer Mitglieder.“

Stadt, Land, Bund
Thomas Strobl will sich im Kampf um die CDU-Spitzenkandidatur gegen Guido Wolf als Politiker profilieren, der zwischen Baden-Württemberg und Berlin vermitteln kann

„Ein Ministerpräsident muss in Berlin auch mal Beute machen“: Thomas
Strobl sieht sich als Kandidat, dem seine guten Verbindungen in die Bun-
deshauptstadt nützlich sein werden. FOTO: MARK HILDEBRANDT

Von Markus Riedl
●

D
ie“ Deutschen sind (nicht
mehr) mehrheitlich Antise-
miten. Basta. Ohnehin ist es

undifferenziert, wenn jemand von
„den“ Deutschen, „den“ Juden, „den“
Muslimen, „den“ Amerikanern oder
oder oder spricht. Gleichwohl wer-
den wir Tag für Tag mit dieser dum-
men Allgemeinschablone bombar-
diert.

Jetzt ist vom neuen Antisemitis-
mus in Deutschland die Rede. Wie-
der einmal? Nein. Man beachte den
fein-klein-wichtigen Unterschied: Es
wird vom neuen Antisemitismus in
Deutschland und nicht mehr so sehr
vom Antisemitismus der Deutschen
gesprochen. Aus gutem Grund, denn
die unbestreitbaren Wort- und, in
Frankreich sowie Belgien kürzlich
auch Mordattacken, auf Juden haben
– schon vor dem Gazakrieg – drama-
tisch zugenommen, ohne dass die
breite Öffentlichkeit sich empört
hätte. Hier und da Proteste. Mehr
nicht. 

Daraus schließen wir einmal mehr,
dass eine Tatsache für (ja!) „die“ Öf-
fentlichkeit erst eine solche ist, wenn
es hart auf hart kommt. Selbst weni-
ger Schreckliches als einzelne Juden-
morde wie 2013 in Frankreich oder
2014 in Brüssel wird erst zum Ereig-
nis, wenn die brüllende, medial ver-
stärkte Horde aktiv wird. Aus Masse
wird Klasse. Negative Klasse, versteht
sich. Und daraus schließen wir:
Nichts ist neu am neuen Antisemitis-
mus. Nichts ist neu an seiner negati-
ven „Qualität“, wohl aber an seiner
Quantität, also an der Menge seiner
Anhänger. So scheint es.

„Importierter Judenhass“ 

Tatsächlich hat sich in Europa und
Deutschland möglicherweise nicht
die gesamte Menge, so doch die men-
genmäßige Gewichtung zwischen
den antisemitischen Gruppierungen
von den alteingesessenen Inländern
zu den Neu-Inländern mit islami-
schem Migrationshintergrund verla-
gert und verändert. Henryk Broder,
wie so oft politisch inkorrekt und
deshalb (zu)treffend, hat diesen
Sachverhalt auf den Punkt gebracht.
Zwar überspitzt, aber das „Kind beim
Namen“ nennend, formuliert er es
so: „Der Judenhass, der sich derzeit
auf deutschen und anderen europäi-
schen Straßen entlädt, ist ein impor-
tierter, ein Judenhass mit Migrati-
onshintergrund.“ 

Broders Aussage stimmt – und
muss wegen ihrer Überspitzung er-
gänzt werden, wenngleich auch er
völlig zurecht schreibt, es habe be-
reits vor dem Migranten-„Import“
inländische „Biotope“ der extremen
Rechten und Linken gegeben.

Judenhass ist wahrlich keine aus-
ländische, islamische oder islamisti-
sche Erfindung. Das konnten „die“
Deutschen auch alleine. 

Auf den ersten Blick stehen
Rechts- und Linksextremisten sowie
Islamisten und Arabische Nationa-
listen Lichtjahre voneinander ent-
fernt. Ja, sie bekämpften sich seit je-
her, und sie bekämpfen sich noch
oder wieder. 

Der zweite Blick ist allerdings er-
heblich aufschlussreicher. Ich kann
an dieser Stelle keine Geschichte der
drei Ideologien im 20. und 21. Jahr-
hundert liefern. Deshalb begnüge ich
mich mit einigen Beispielen. Deut-
sche Kommunisten und Nazis haben
Anfang der 1930er-Jahre in Berlin
durchaus zusammengearbeitet, etwa
beim Streik der Berliner Verkehrsge-
sellschaft BVG im November 1932.
Da fand man sogar den späteren
DDR-Oberen Walter Ulbricht zu-
sammen mit Hitlers Paladin Joseph
Goebbels auf der Rednertribüne. Er-
innert sei an den Pakt zwischen Sta-
lin und Hitler, der Sowjetunion und
Nazideutschland, im August 1939. Er
hielt bis zum Juni 1941. Dann brach
ihn Hitler. 

Von der Judenfeindschaft der Na-
zis weiß jeder. Weniger bekannt ist
die militante Antijudenpolitik der
Kommunistischen Bewegung seit
den 1930er-Jahren sowie von 1948 bis

1953. Dass die DDR Israel gegenüber
feindlich gesinnt war, habe ich in
meinem Buch „Die Deutschland-Ak-
te“ nachgewiesen. Die DDR-Führung
scheute sich (so wenig wie die frühe
Bundesrepublik) nicht, alte Nazis in
Amt und Würden einzusetzen.

Asyl in Hitlers Berlin

Mit Islamisten und arabischen Na-
tionalisten haben Hitler und Co. spä-
testens seit dem Frühjahr 1939 und
erst recht während des Zweiten
Weltkriegs eng zusammengearbei-
tet. Der Großmufti von Jerusalem,
ein Verwandter des späteren PLO-
Chefs Jassir Arafat, mobilisierte in
Bosnien-Herzegowina Muslime für
die Waffen-SS. Im Irak zettelte er im
Mai 1941 mit anderen Islamisten und
arabischen Nationalisten gegen die
Briten einen prodeutschen Aufstand
an. Nachdem dieser von britischen
Truppen niedergeschlagen worden
war, erhielten Hussein und Freunde
Asyl in Berlin. Dort bewunderte Hit-
ler die arisch „blauen Augen“ des
Arabers. Auf der anderen Seite, vor
Angehörigen der Wehrmacht, hatte
Hitler „die Araber“ als „lackierte
Halbaffen“ bezeichnet.

Der Feind meines Feindes...

Eine solche Zusammenarbeit von
Feinden, die wegen gemeinsamer
Feinde zeitweilig zu „Freunden“
werden, nennt man eine „antagonis-
tische Kooperation“, also eine punk-
tuelle und zeitweilige, aber doch
wirksame Zusammenarbeit von Geg-
nern. Wie wir sehen, beherrschten
diese Methode Nazis, Islamisten und

Kommunisten. Vor allem, wenn es
gegen Juden und dann Israel ging.
Nebenbei: der Begriff „Antagonisti-
sche Kooperation“ stammt von Mao
Zedong, dem legendären Führer der
Kommunistischen Partei Chinas, der
ebenfalls ein Millionenmörder war. 

Als kleine Kostprobe der kommu-
nistisch-arabischnationalistisch-is-
lamistischen Zusammenarbeit sei
daran erinnert, dass die Sowjetunion
und DDR von den späten 1960er-Jah-
ren bis fast zum Ende des „Ersten Ar-
beiter- und Bauernstaates auf deut-
schem Boden“, also bis zum Mauer-
fall 1989, diverse arabisch-islamisti-
sche Terrorgruppen in jeder
Hinsicht unterstützte.

Dieser altlinken Zweisamkeit
schlossen sich die neulinks-deut-
schen RAF-Terroristen an. Treff-
punkt Libanon und dort Palästinen-
serlager. Im November 1969 hatten
RAF-Terroristen einen Bombenan-
schlag auf das Zentrum der Jüdi-
schen Gemeinde Berlin und deren
Vorsitzenden, Heinz Galinski, ver-
sucht. Er scheiterte. Schon seit 1967
hatte sich auch im größeren, nicht-
terroristischen Teil der neulinken
Mehrheit der antikolonialistisch ge-
prägte Antizionismus radikalisiert.
Ohne Waffen feuerte sie ähnliche
Worte gegen Israel und immer mehr
auch gegen „die“ Juden.

Jener linken aktiv-terroristischen
Dreisamkeit schlossen sich deutsche
Alt- und Neu-Nazis an. Und wieder
hieß es: Treffpunkt Libanon oder
auch Südjemen. Die „Wehrsport-
gruppe Hoffmann“ zählte dort zu
den Stammgästen. Ihre Spur führt

zum Münchener Oktoberfestattentat
vom 26. September 1980 (13 Tote,
211 Verletzte) sowie zur Ermordung
des deutschjüdischen Erlanger Ver-
legers Shlomo Lewin und seiner Le-
bensgefährtin Frieda Poeschke am
19. Dezember 1980.

Kampf gegen den jüdischen Staat

Schon zuvor war die alte (Hass-)Lie-
be von Nazis und arabischen Natio-
nalisten nicht gerostet. Nach der
Niederlage des NS-Reiches fanden
viele hochrangige „alte Kämpfer“ der
SS und Wehrmacht besonders in
Ägypten und Syrien Unterschlupf.
Dort machten sie weiter, wo sie 1945
aufhören mussten: Im Kampf gegen
„die“ Juden. Nun gegen den Jüdi-
schen Staat, Israel. 

Schauplatzwechsel. Essen, Juli
2014. Eine Anti-Israel-Demonstrati-

on von Migrationsdeutschen, Neo-
nazis, Mitgliedern der Partei Die Lin-
ke und anderen zieht vor die Alte Sy-
nagoge und bedroht sie. Andernorts
in Essen hatten einige dieser De-
monstranten „Adolf Hitler! Adolf
Hitler!“ gebrüllt. Essen, Alte Synago-
ge, Herbst 2000: Palästinenser, ande-
re Araber, Muslime, Linke und
NPDler demonstrieren gegen Israel,
stoßen Hassparolen aus und bewer-
fen das Gebäude mit Steinen. Die Lis-
te ließe sich leicht fortsetzen. Auf
weitere Einzelheiten kann verzichtet
werden. Nicht aber auf die folgen-
den, abschließenden Kernaussagen:

● Die Zusammenarbeit mit islami-
schen Migrantengruppen verleiht
deutschen Rechtsextremisten einen
erheblichen Legitimitätsschub. Sie
können vermeintlich beweisen, dass
sie „nichts gegen Ausländer haben“
oder gegen „Mitbürger ausländi-
scher Herkunft“, ja, dass sie mit die-
sen sogar zusammenarbeiten. 

● Für die Linke gilt: Die Koopera-
tion und Solidarisierung mit dem
Migrationsmilieu beweise einmal
mehr, dass sie „fortschrittlich“ sei,
indem sie sich mit dem Schwächeren
gegen die Übermacht der israeli-
schen und amerikanischen „Unter-
drücker“ solidarisieren. Besonders
Jakob Augstein und Co. hauen heftig
auf diese Klaviatur.

● Auf diese Weise wirkt das ju-
den- und israelfeindliche muslimi-
sche Migrationsmilieu als politisch
korrekter Rechtfertigungsboden für
den Judenhass der deutschen Linken
und Rechten, eigentlich aller, die
„schon immer wussten“, wie gefähr-
lich „die“ Juden wären. 

● Aus Umfragen, wissenschaftli-
chen, journalistischen und politi-
schen Erfahrungen wissen wir, dass
ein Großteil der in Deutschland le-
benden Muslime zunehmend antijü-
disch und erst recht antiisraelisch
fühlt und denkt. Hier muss massiv
gegengesteuert werden. Aber nicht
jeder Muslim, der antijüdisch denkt
(wohl eher fühlt als denkt), handelt
auch antijüdisch und ist zudem be-
einflussbar. Auch deshalb beein-
flussbar, weil die muslimische Welt
seit 2011, seit den Arabischen Revolu-
tionen, selbst in Fluss geraten ist. Sie
ist mehr denn je gespalten in Islamis-
ten, Demokraten und Autokraten.
Unter den beiden zuletzt Genannten
lösen sich immer mehr vom Antiju-
daismus. 

Noch ist dieser Kampf nicht ent-
schieden. Er ist schon längst nach
Deutschland und Europa ge-
schwappt. Mit der Zahl von Musli-
men in Europa wächst auch die Grö-
ße dieser Welle. Noch haben wir die
Chance, die Mehrheit der bei uns le-
benden Muslime ganz allgemein für
Toleranz zu gewinnen, denn die
Mehrheit der deutschen Muslime
war nicht auf den Straßen und hat
nicht „Adolf Hitler“ Adolf Hitler!“
gebrüllt.

Gastbeitrag
●

Was ist neu am „neuen Antisemitismus“? 
Von Michael Wolffsohn

●

Die Öffentlichkeit reagiert erst, wenn es hart auf hart kommt: Israel-kritische Demonstration in Berlin am 25. Juli. FOTO: IMAGO

Professor Dr.
Michael
Wolffsohn 
(Foto: oh)
wurde in
Israel ge-
boren und
war als
Historiker

für Neuere Geschichte an der
Bundeswehruniversität Mün-
chen tätig. Der 67-Jährige ist
unter anderem Autor von „Wem
gehört das Heilige Land?“ und
„Juden und Christen“. 

Autor und Historiker

„Die muslimische Welt
(...) ist mehr denn je

gespalten in Islamisten,
Demokraten und

Autokraten.“


